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B o r i s  ( 1 6 ) ,  E m m a  ( 1 6 ) ,  E m i l i a  ( 1 7 ) ,  E m i l  ( 1 7 ) ,  A n d i  ( 1 6 ) ,  T h e o  ( 1 6 )  u n d  S a n d ra  ( 1 6 )

Das demokratische Prinzip bedeutet, dass Ein-

richtungen und Amtstragende ihre Entschei-

dungen und Handlungen gegenüber allen Bür-

gerinnen und Bürgern zu verantworten haben 

und die politische Freiheit aller Bürgerinnen 

und Bürger verwirklicht und gesichert wird.

Das republikanische Prinzip bedeutet, dass ein  

auf bestimmte Zeit gewähltes Oberhaupt an 

der Spitze des Staates steht. Dieses muss auch 

rechtlich und politisch zur Verantwortung ge-

zogen werden können.    

Das bundesstaatliche Prinzip bedeutet, dass 

ein Land aus selbstständigen Bundesländern 

besteht und diese in ihren Bereichen auch 

selbstständig handeln und eigene Gesetze be-

schließen können. Die Bundesländer bilden den 

sogenannten Bundesstaat.

Das rechtsstaatliche Prinzip bedeutet, dass das 

staatliche Handeln nicht willkürlich sein darf 

und alle politischen Funktionärinnen und Funk-

tionäre gleichermaßen an Gesetze gebunden 

sind. Es geht also um das Verhältnis zwischen 

Mensch und Staat. Es gilt nicht Willkür und 

Gewalt, sondern das Gesetz. Somit können 

Politikerinnen und Politiker nur das tun, was ge-

setzlich erlaubt ist. In Österreich ist das rechts-

staatliche Prinzip ein grundlegendes Prinzip der 

Verfassung. Zur Sicherung des Rechtsstaates 

gehört die Gewaltenteilung, welche Kontrolle 

über Entscheidungsmacht bringt. Um die Ver-

fassung grundsätzlich zu ändern, sodass eines 

der Prinzipien berührt wird - man spricht hier 

auch von einer Gesamtänderung der Bundes-

verfassung - braucht man eine 2/3-Mehrheit 

im Nationalrat (also zumindest 122 Abgeord-

nete). Zudem ist noch eine Volksabstimmung 

nötig. Daran kann man erkennen, dass diese 

Prinzipien sehr wichtig für die Demokratie 

sind!Gerade das rechtsstaatliche Prinzip ist die 

Basis für eine funktionierende Demokratie. Es 

ist besonders wichtig, dass politische Entschei-

dungsträgerinnen und Entscheidungsträger 

sowie Funktionärinnen und Funktionäre sich 

genauso an das Gesetz halten müssen, wie nicht 

gewählte Bürgerinnen und Bürger. Ansonsten 

kann Demokratie nicht funktionieren. Alle sind 

gleichermaßen an das Gesetz gebunden – ohne 

Ausnahmen. In einer Diktatur ist das nicht so.

I n  d i e s e m  A r t i ke l  w e r d e n  d i e  v i e r 

ve r s c h i e d e n e n  g r u n d s ä t z l i c h e n 

P r i n z i p i e n  u n s e r e r  Ve r f a s s u n g 

b e s c h r i e b e n .  S i e  s i n d  d a d u r c h  a u c h  d i e 

B a s i s  u n s e r e r  D e m o k ra t i e .

D e r  d e m o k r a t i s c h e  R e c h t s s t a a t
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In der EU gibt es sogenannte Rechtsstaatlich-

keitsberichte, die dazu dienen, Transparenz zu 

schaffen. Darin wird festgehalten, wie es um die 

Rechtsstaatlichkeit in den einzelnen Mitglied-

staaten steht. Der Bericht aus dem Jahr 2025 

stellt fest, dass sich in vielen EU-Mitgliedstaa-

ten Justizsysteme, Korruptionsbekämpfung, 

Medienfreiheit und institutionelle Gewalten-

teilung verbessert haben – dennoch bleiben 

teils ernsthafte Mängel bestehen und weiter-

gehende Reformen sind nötig. So gäbe es etwa 

in  Ungarn einiges an Potential für Verbesserun-

gen. 

Im Interview mit Frau Kittl und Herrn Pfeifer 

haben wir erfahren, dass Abgeordnete politi-

sche Immunität genießen. Politische Immunität 

bedeutet nicht, dass man Regeln brechen darf, 

sondern dass man seine Meinung frei äußern 

kann, ohne politisch verfolgt zu werden. 

Natürlich haben wir uns dann gefragt, was Kor-

ruption, Lobbyismus und die Unterschiede sind. 

Lobbyismus bedeutet, die Interessen des eige-

nen Unternehmens oder einer Interessengrup-

pe gegenüber gesetzgebenden Politikerinnen 

und Politikern zu äußern, damit diese möglichst 

im eigenen Sinne berücksichtigt werden. In der 

EU wird z.B. ein Transparenzregister geführt, 

wo sich Interessengruppen eintragen, die Ein-

fluss auf die Rechtsetzung und Politikgestaltung 

der EU-Institutionen nehmen möchten. Treffen 

von EU-Politikerinnen und Politikern mit Kon-

zernen oder NGOs können im Zusammenhang 

mit politischen Entscheidungen der EU nur 

stattfinden, wenn die Interessenvertreter im EU 

Transparenz-Register eingetragen sind. Korrup-

tion hingegen bedeutet Bestechung und sie ist 

illegal. 

Wie werden Parlamentarierinnen und Parla-

mentarier dann aber kontrolliert, fragten wir 

unsere Gäste. Die Antwort darauf lautete: Das 

Verfassungsgericht kontrolliert das Parlament 

und kann verfassungswidrige Gesetze aufhe-

ben. Auch untereinander können sich Abgeord-

nete kontrollieren. Die Gewaltenteilung, sowie 

die Medien, übernehmen ebenfalls Kontroll-

funktionen und geben Informationen an die 

Öffentlichkeit weiter.  

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) besteht aus 

14 Mitgliedern sowie sechs Ersatzmitgliedern.

Nach der Ernennung entscheiden sie vollständig 

unabhängig und sind nicht an Parteizugehörig-

keiten gebunden. 

Damit Entscheidungen vom Parlament nachvoll-

ziehbar bleiben, sind die Sitzungen offen und 

transparent. Transkripte sind auf der Website 

des Parlaments abrufbar. Alles wird stenogra-

fiert, dokumentiert und aufgezeichnet. 

Jedes Wort und sogar Klatschen und Zwischen-

rufe werden festgehalten. Transparenz ist also 

für eine 

funktio-

nierende 

Demo-

kratie sehr 

wichtig. Rechtsstaatlichkeit soll 

Machtmissbrauch verhindern.
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Va l e n t i n a  ( 1 6 ) ,  M a r l i e s  ( 1 6 ) ,  V i o l a  ( 1 7 ) ,  F a r i s  ( 1 7 ) ,  B r u n o  ( 1 6 )  u n d  L u ke  ( 1 6 )

Die Gewaltenteilung ist ein wichtiger Bestand-

teil der Demokratie Österreichs. Sie wird ein-

geteilt in Exekutive (ausführende Gewalt), 

Judikative (Rechtsprechung) und Legislative 

(Parlament). Oftmals werden auch die Medien 

als vierte Gewalt bezeichnet. Ein wichtiges The-

ma dabei ist Macht, denn Macht umfasst Kon-

trolle, Verantwortung und Einfluss.

In einem Interview mit Elisabeth Kittl (Mitglied 

des Bundesrates) und Manuel Pfeifer (Abgeord-

neter zum Nationalrat) haben wir erfahren, dass 

Macht in der Politik bedeutet: Mitzuentschei-

G e w a l t e n t r e n n u n g  -  e i n  Te i l  d e r 

D e m o k r a t i e

H e u t e  h a b e n  w i r  u n s  m i t  d e m  T h e m a  G e w a l t e n t e i l u n g  u n d  a l l e s  w a s  e s  u m f a s s t , 

b e s c h ä f t i g t . 

den, mitzureden und mitzugestalten. Dadurch 

entsteht auch eine Verantwortung uns gegen-

über, weil wir die Politikerinnen und Politiker 

gewählt haben. 
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Die Gewaltenteilung ist streng geregelt, damit 

eine Gruppe nicht zu viel Macht bekommt. Die 

Bundesverfassung regelt unter anderem die 

Vereinbarkeit von verschiedenen öffentlichen 

Funktionen und Ämtern. Machtaufteilung ist 

wichtig, da jede oder jeder nicht zu viel Kontrol-

le in der Gemeinschaft besitzen sollte, um einen 

Machtmissbrauch zu verhindern.
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M a x i  ( 1 6 ) ,  T i t u s  ( 1 7 ) ,  M a l i k  ( 1 6 ) ,  L i n d i s  ( 1 6 ) ,  Pa u l a  ( 1 6 ) ,  J a ko b  ( 1 6 ) 

u n d  D o r o t e a  ( 1 6 )

Die Opposition sind alle gwählten Parteien, die 

nicht in der Regierung sind. Sie bilden also die 

Minderheit im Parlament. In Österreich sind 

fünf Parteien im Parlament, dabei spielt die Op-

position ein große Rolle, zwei davon sind in der 

Opposition. Die kritische Meinung der Oppo-

sition ist für die Kontrolle der Regierung not-

wendig. Ohne Kritik an der Mehrheit, und damit 

der Regierung, gelangt man zu totalitären bzw. 

autoritären Systemen. In autoritären Staaten 

wird die Opposition deshalb unterdrückt. Die 

Stärke der Opposition sagt also etwas über die 

Stärke der Demokratie. Hat die Opposition viele 

I n  d i e s e m  A r t i ke l  g e h t  e s  u m  d i e  O p p o s i t i o n  i n  Ö s t e r r e i c h . 

O p p o s i t i o n  i n  Ö s t e r r e i c h 	
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Rechte, kann man von einer starken Demokratie 

sprechen. Unser Gast Herr Pfeifer hat gesagt, 

dass die Opposition im österreichischen Parla-

ment ein Interpellationsrecht hat. Es besagt, 

dass Parlamentarierinnen und  Parlamentarier 

Auskunft über die Politik von der Regierung 

verlangen können. Auf die Frage, ob es partei-

übergreifende Absprachen innerhalb der Oppo-

sition bzw. der Regierung gibt, hat uns Frau Kittl 

gesagt, dass diese stattfinden. In der Regierung 

seien das allerdings zwingend mehr als dies in 

der Opposition der Fall ist. Die Gäste haben uns 

auch erklärt, wie sich die Arbeit in der Regie-

rung und Opposition im Parlament unterschei-

det. Es gibt große Unterschiede: Die Mehrheit 

muss Gesetze beschließen und die Opposition 

kontrollieren. Unserer Meinung nach ist die Op-

position wichtig, damit unser Leben nicht von 

einer Macht bestimmt wird. Deshalb bedeutet 

Opposition Demokratie!

Ich bin zwar in der Minder-

heit, aber meine Meinung 

zählt auch!
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